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Öffentlichkeits- 
und Bildungsarbeit
Vorträge, Seminare, Infostände, 
Her aus ga be un se rer Zeit schrift 
und von Skrip ten  z.B. „Ge sund 
ohne Arbeit“, »Tag für die Ruhe - 
gegen Lärm«  oder „Un ab hän gi ge 
Pa ti en tIn nen un ter stüt zung“. Und 
es gibt die ent leih ba re Aus stel -
lun g „Patient Innenrechte - Ärz-
tepflichten“. 

Die Patientenstelle 
ist aus einem Ar beits kreis des 
Ge sund heits la dens her vor ge -
gan gen. Sie bie tet un ab hän gi ge 
Be ra tung und In for ma ti on. Der 
Schwer punkt liegt auf der psy-
 cho so zia len Ein zel hil fe.

Gesundheitsförderung
Im Stadtteil Isarvorstadt und 
auch stadt weit bieten wir An-
 ge bo te zur Ver bes se rung der 
Le bens si tua ti on an. Wir organi-
sieren Veranstaltungen zum Tag 
gegen Lärm und zu „Wohnen oh-
ne Auto“.

Information
Gesammelt und wei ter ge ge ben 
wer den In for ma tio nen über Ein-
 rich tun gen, Selbst hil fe grup pen, 
Ver an stal tun gen, Bücher und 
Zeit schrif ten. Es gibt eine klei-
 ne Bi blio thek und un ser Ar chiv 
„Von All er gie bis Zahn“.

Kooperation
Wir arbeiten mit an de ren In iti-
a ti ven und Fach ein rich tun gen 
kom mu nal, stadt teil be zo gen und 
bun des weit zu sam men. Be son -
ders in ten siv be glei ten wir die 
Ar beit der Pa ti en ten  für spre cher/
in nen in den städ ti schen Kli-
 ni ken.

Arbeitskreise
Wir beschäftigen uns unter an-
 de rem mit fol gen den Themen:
Datenschutz im Ge sund heits -
we sen, medizinische Gutach-
ten, au to frei es Woh nen, Lärm 
und Stil le.
Die Ar beits krei se sind für alle 
of fen.

Webseite
Auf dieser finden Sie aktuelle 
Presseerklärungen und Termin-
hinweise, den Rundbrief u.a. in 
digitaler Form und links zu and-
ren Einrichtungen.

Rundbrief ❒
erscheint ca. 4 mal im Jahr mit 
Bei trä gen aus der Vereinsarbeit 
und ak tu el len Ge sund heits -
the men.
Jahresabo incl. Porto 8,- €

Broschüren: 
Patienten-Rechte/
Ärz te pfl ich ten ❒
unser „Klassiker“: allgemeine 
PatientInnenrechte, Arzt-Pa tient-
Ver hält nis und hilf rei che 
Adres sen. 
3,- €  + Porto/Verp. 1,- € 
Patientenrechte bei ärztlichen 
Honorarforderungen       ❒
3,- €  + Porto/Verp. 1,- € 
Probleme mit dem Zahnarzt
2,- €  + Porto/Verp. 1,- €     ❒

Satzung ❒
Senden Sie mir bitte Ihre Sat-
 zung zu

Schnupperpaket ❒
aktueller Rundbrief, Skript, 
Patienten-Rechte/Ärz te -
pfl ich ten, In fos 8,- € 
Bei Bestellungen unter 3,- € 
bit te Be trag in Briefmarken 
bei le gen!

Nicht vergessen: Name und 
Adresse:  
Alle genannten Ma te ria li en 
sind für Mit glie der kostenlos.  
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Liebe Mitglieder und 
FreundInnen,

GL-Intern, Termine

Kurz notiert:
Kooperation mit Ärztekammer 
bei der Ärztefortbildung „Risiko-
management – Zusatznutzen aus 
Qualitätsmanagement“
Am 29.9.-2.10.04 fand bereits das 
dritte Seminar der Bayerischen 
Landesärztekammer (BLÄK) zu 
o.g. Thema mit unserer Beteili-
gung statt. Somit haben wir unser 
Ziel, eine kontinuierliche Koo-
peration mit der BLÄK zu eta-
blieren, erreicht. Ein ausführli-
cher Bericht zu unserem Input 
bei dem Seminar ist bereits im 
Rundbrief 4/2003 beschrieben.
An dieser Stelle ein Lob an al-
le Beteiligten seitens der BLÄK, 
insbesondere an Dr. Weidringer, 
für die Experimentierfreudigkeit, 
die sie bei der Konzeption die-
ses Seminars gezeigt haben. Es 
ist Neuland, das sie mit der Ein-
ladung von PatientenvertreterIn-
nen bei ärztlichen Fortbildungen 
betreten haben und es ist festzu-
stellen, dass beide Seiten davon 
profitieren können.

Emmeram Raßhofer

Termine
1. Borderline-Trialog am 3. Dezember in Ansbach 
(Mittelfranken)

Psychose-Seminare sind heute in der Psychiatrie-Land-
schaft weitgehend etabliert. Das Gespräch von Betrof-
fenen, Angehörigen und professionellen Helfern auf 
gleicher Augenhöhe und neutralem Boden hat sich 
bewährt als Mittel zu einem besseren Verständnis aller 
Beteiligten. Dieser Austausch hat vieles bewirkt und 
ist  nicht mehr wegzudenken.
Die Borderline-Persönlichkeitsstörung rückt als Diag-
nose- manchmal Modediagnose - stärker in das Licht 
der Öffentlichkeit und ist mit reichlich Vorurteilen 
und Ratlosigkeit belastet.  Bei allen Beteiligten sind 
dennoch enorme Kompetenzen und Ressourcen vor-
handen, die es gemeinsam zu nutzen gilt. In Form des 
Trialogs wollen die VeranstalterInnen Bemühungen 
in Gang setzen, das „Borderline-Syndrom“ besser zu 
verstehen, gemeinsam Lösungswege zu finden und 
damit gleichzeitig auch gesellschaftlicher Stigmati-
sierung entgegenzuwirken.
HauptreferentInnen sind Prof. Dr. Martin Bohus (Psy-
chiater), Christiane Tilly (Betroffene) und Inge Bran-
denburg (Angehörige).
Nähere Informationen zur Veranstaltung, sowie das 
Tagesprogramm erhalten Sie telefonisch oder per e-
Mail beim OrganisatorInnenteam:
Heiner Dehner, Psychiatriekoordinator Nürnberg 
Tel. 0911/ 231 – 5026
Anja Link, Sozialpädagogin; mail: borderline.
trialog@web.de4. Psychiatriepflegetag

Suizid – Vom Umgang mit Todessehnsucht und 
Lebenssinn
- Betreuung suizidaler Patienten  
Termin: 7. - 8.04. 2005
Ort: Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der 
Universität München, Nußbaumstr. 7
80336 München
Infos und Anmeldung:
Eurokongress GmbH, Tel: 089/21098698, 
Fax: 210986-0

Donnerstag Abend im GL, 
jeweils um 17 Uhr
Unsere nächsten Vorträge:
Patientenrechte – Ärztepflichten: 27. Januar
Au Backe – worauf muß ich achten, wenn ich zum 
Zahnarzt gehe: 24. Februar
Gesetzlich versichert – Privat zahlen: 24. März

Arbeitskreis medizinische Gutachten: 
jeweils am 1. Donnerstag im Monat, 
wegen Januar bitte im Dezember fragen.

Die Neue: 
Waltraud Kröner. Ab 01.11.04 
für drei Semester Teilzeit-Prak-
tikantin der Sozialarbeit; Katho-
lische Stiftungs-Fachhochschule 
München.

das Jahr, das eben erst begann 
mit GMG
bald ists vorbei
statt blüten- und info-blättern 
treibt der erste schnee 
(Lyrik ist nicht unser Metier)

Wir wünschen also in Prosa al-
len Lesern frohe Weihnachten 
und ein gesundes ( ! ) Neues 
Jahr.

Weihnachtsferien
Die Weihnachtszeit bringt auch 
wieder eine Verschnaufpause 
für die MitarbeiterInnen, 
von 27. Dez. bis 7. Jan. bleibt 
der Laden geschlossen.

 „Aus Liebe zum Wald“
Für die Münchner Leser liegt ein 
Flugblatt bei, auch allen anderen 
Bayern legen wir ans Herz, ihr 
demokratisches Recht auf Volk-
entscheid jetzt einzufordern.

Jedes Mitglied wirbt ein Mit-
glied, Nichtmitglieder werben 
sich selbst  — Ehrensache!
Der GL lebt von und mit seinen 
aktiven Mitgliedern. Wir bieten 
Raum und Unterstützung für 
Aktivitäten, für „Gesundheits-
Profis“ wie für Patienten und 
für alle, die sich mit Fragen an 
das Gesundheitssystem ausein-
andersetzen. Eure Mitgliedschaft 
macht uns gemeinsam stärker 
und macht uns unabhängiger 
von Zuschüssen. Wir verspre-
chen: für Mitglie derwerbung 
gibt es weder Kochtopfset noch 
Hometrainer, aber viele Chan-
cen, selbst aktiv zu werden.

Neue Rubrik QUER
Mit dieser neuen Rubrik wollen 
wir nun regelmäßig auf Interes-
santes aufmerksam machen, was 
nur am Rand mit unserer Arbeit 
zu tun hat. Das können kurze In-
fos sein, Plattenbesprechungen 
(wie diesmal), Software, die hier 
eingesetzt wird, wichtige Perso-
nalien etc.

Willkommen
Liebe Waltraud, wir freuen uns 
auf eine lange Zusammenarbeit 
mit Dir.
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Stadtgesundheit

Neue städtische Klinik-GmbH ab 1.1.05

Am ersten Januar wird alles ganz     
Struktur
Bislang gab es pro Haus je eine/
n ärztlichen, Pflege und Verwal-
tungsdirektor/in. Künftig wird es 
nur noch die aus vier Personen 
bestehende Geschäftsführung 
geben. 
Im Aufsichtsrat der GmbH sitzen 
VertreterInnen des Stadtrates, der 
Kämmerer, der Gesundheitsrefe-
rent, der 3. Bürgermeister und 

8 ArbeitnehmervertreterInnen 
(insgesamt 16 Personen). Er hat 
sich darüber eine relativ starke 
Einflußmöglichkeit vorbehalten. 
Gesundheitsreferent Lorenz zu-
folge eine zu starke.
Derzeit werden sog. medizini-
sche Zentren gebildet, das heißt 
es wird zukünftig bestimmte Be-

handlungen nur noch an einem 
oder zwei Standorten  geben. 

Die Geschäftsführung
Manfred Greiner wird der 
„oberste“ Geschäftsführer (er 
hat 2 Stimmen), die anderen Ge-
schäftsführer werden für die Be-
reiche Planung Reinhard Fuß, für 
Finanzen Franz Hafner sein. Der 
Arbeitsdirektor wird im Januar 
vom Aufsichtsrat berufen.
Manfred Greiner ist kein Unbe-
kannter in der Münchner Sze-
ne. Er war Verwaltungsdirektor 
in den Krankenhäusern Neu-
perlach und Bogenhausen, zwi-
schendurch Chef der Münchner 
AOK. Er kennt also die zwei Sei-
ten aus eigener Erfahrung.

Reinhard Fuß hat eine steile Kar-
riere hinter sich. Er war Mitbe-
gründer des Gesundheitsladen 
München und des Selbsthilfe-
zentrums. Danach wurde er per-
sönlicher Mitarbeiter des frühe-
ren Gesundheitsreferenten Dr. 
Schulte-Sasse, übernahm nach 
dessen Weggang die Abteilung 
Koordinierung im jetzt vereinig-
ten Referat für Gesundheit und 
Umwelt RGU. Hier war er u.a. 
damit beschäftigt, die „GmbHi-

sierung“ der Kliniken zu planen. 
Er wurde von den Grünen für 
den Geschäftsführerposten vor-
geschlagen.
Die Verträge der Geschäftsfüh-
rer werden auf maximal fünf Jah-
re befristet sein.

2005 geht es 
wirklich los 
mit dem 
Städtischen 
Klinikum 
München 
GmbH. Städ-
tisch sind die 
Kliniken Bo-
genhausen,  
Harlaching, 
Neuperlach, 
Schwabing 
und der stati-
onäre Teil der 
Thalkirchner-
straße. In der 
letzten Zeit 
verstanden sie 
sich eher als 
Konkurrenten 
als als Koope-
rationspart-
ner. Jetzt wer-
den sie unter 
einem Dach 
vereinigt.

Städtisches Krankenhaus 
München  Harlaching

v.l.n.r.: Reinhard Fuß, Manfred Greiner, Franz Hafner
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Stadtgesundheit

    anders, oder doch nicht?

Profitabel in Zeiten der 
Fallpauschalen?
Schon früher waren die Finanzen 
der städtischen Kliniken nicht ge-
rade rosig. Durch die heuer ein-
geführten Fallpauschalen könnte 
es noch schwieriger werden. Seit 
dem 1. Januar nämlich richtet 
sich die Vergütung nach der ärzt-
lichen Diagnose und nicht mehr 
nach dem Pflegesatz. (Fast) Jede 
Diagnose wird  mit einem  be-
stimmten Betrag abgerechnet.

Die private Konkurrenz
Und spannend wird, ob die 
GmbH sich gegen die private 
Konkurrenz auf Dauer behaup-
ten können wird. Die Kreisklini-
ken Perlach und Pasing, die die 
Stadt gerne übernommen hät-
te, gingen an die private Kon-
kurrenz der Rhönkliniken, die 
nicht nur einen Euro (das ist na-
türlich symbolisch, Berechnun-
gen von Lorenz belegen, daß es 
sich wirtschaftlich um knapp 13 
Millionen handelt) wie die Stadt 
München, sondern einen zwei-
stelligen Millionenbetrag dafür 
anboten. Hier kann also dem-
nächst direkt verglichen werden, 
wer mit welchen Aktionen über-
leben wird.

Arbeitsplätze

Die Stadt gilt als sozialer Arbeit-
geber, das war auch den Mitar-
beitern der Kreiskliniken klar. Die 
Stellen in der städtischen GmbH 
sind jedenfalls bis 2009 sicher, 
ebenso wie die städtischen Zu-
lagen, die z.T. erst nach und 
nach abgebaut werden. Dies hat 
in Teilen des Stadtrats zu Ver-
schnupfung geführt: „Wir stehen 
in brutaler Konkurrenz.“ meinte 

Städtisches Krankenhaus 
München-Thalkirchner Straße

Fachkrankenhaus für Dermatologie

dazu in der SZ der grüne Bür-
germeister Monatzeder, der desi-
gnierte Aufsichtsratsvorsitzende 
der GmbH.

PatientenfürsprecherInnen
Die PatientenfürsprecherInnen 

werden unabhängig von der 
Städtischen Klinikum München 
GmbH bleiben und weiterhin 
durch das RGU „bestellt“ wer-
den. Auch die Koordination 
durch den Gesundheitsladen 
wird beibehalten.

Patientenbeteiligung
Unklar ist noch, wie die Stadt 
sich künftig Patientenbeteiligung, 
z.B. bei der Gesellschafterver-
sammlung vorstellt. Der GL hat 
sich massiv mit dem Argument, 
daß München nicht hinter die 
Bundesgesetzgebung zurückfal-
len darf, dafür eingesetzt, dies 
zu gewährleisten.

Fazit
Manche geben dem Städtischen 
Klinikum München GmbH nur 
eine kurze Lebensdauer. Ge-
sprochen wird von einem Zwi-
schenschritt auf dem Weg zur 
Privatisierung. Doch die Privati-
sierung ist auch kein Allheilmit-
tel. Schlechtere Bedingungen für 
Mitarbeiter fördern die Motivati-
on derselben nur in Zeiten aku-
ter Unsicherheit. 
Entscheidend ist die breite Zu-
friedenheit der Patienten. Wenn 
die Stadt hierauf ihr Augenmerk 
legt, dann sehe ich gute Chan-
cen, daß der privaten Konkur-
renz ein positives Gegenbeispiel 
entgegengesetzt werden kann.

Peter Friemelt

Städtisches Krankenhaus 
München  Schwabing

 

Beinahe die Zähne ausgebissen haben sich die poli-
tisch Verantwortlichen in Berlin an der Neuregelung 
des Zahnersatzes. Statt der ursprünglich geplanten 
Zahnersatzpauschale, mit der Verpflichtung Zahner-
satz entweder bei der Gesetzliche Krankenversiche-
rung (GKV) oder einer Privaten Versicherung selbst zu 
versichern, wurde Anfang Oktober 2004 eine völlig 
neue Regelung beschlossen. 
Die wesentlichen Punkte dieser Regelung sind:
- Die Versorgung mit Zahnersatz bleibt Teil  des Leis-
tungskatalogs der GKV.
- Ab 1.7.2005 wird zusätzlich zum Kassenbeitrag ein 
einkommensabhängiger Zahnersatzbeitrag von 0,4% 
von den Versicherten erhoben. Dieser Zusatzbeitrag 
ist verpflichtend für alle GKV-Versicherten.
- Gleichzeitig soll der allgemeine Beitragssatz der GKV 
mindestens um diesen Zusatzbeitrag sinken. 
- Zahnersatz ist nicht mehr paritätisch finanziert. Eine 
Verpflichtung für Arbeitgeber, sich an der Beitragszah-
lung zu beteiligen, entfällt.

Darüberhinaus - und das bleibt, wie ursprünglich ge-
plant - kommt ab 1.1.2005 auf der Basis sogenannter 
befundorientierter Festzuschüsse ein völlig neues Er-
stattungssystem der GKVen. Während die Krankenkas-
sen  bisher einen prozentualen Anteil der genehmigten 
Versorgung mit Zahnersatz übernommen haben, gibt 
es zukünftig nur noch einen am Befund orientierten 
festen Zuschuss. Es wird unterschieden in Regelversor-
gung, gleichartige Versorgung und andersartige Versor-
gung. Geht die Behandlung über eine starr definierte 
statistische Regelversorgung hinaus, hat der Patient die 
zusätzlichen Kosten komplett privat zu tragen. 
Diese Neu-Regelung hat wenige Vorteile, viele Nachtei-
le und birgt für alle Beteiligten und vor allem auch Pa-
tientinnen und Patienten noch viele Fragezeichen.
Wir befürchten auch, dass viele PatientInnen durch 
diese Neuregelung am Ende eine sehr viel höhere 
Rechnung zu zahlen haben. Es wird Gewinner geben 
und Verlierer, und raten Sie mal, wer überwiegend auf 
der Seite der Verlierer stehen wird?

Verweisen möchte ich hier auf den Beitrag „Die Neu-
regelung des GKV-Modernisierungs-Gesetzes bei 
Zahnersatz“ im letzten BAGP-Rundbrief 3-04, (unter: 
www.patientenstellen.de) und auf die Pressemitteilung 
der Vereinigung Demokratischer Ärztinnen und Ärzte 
auf der folgenden Seite dieses Rundbriefes.

Adelheid Schulte-Bocholt.

Neue Neuregelung 
Zahnersatz 2005
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Zahnersatz 2005

Bonn, 14.10.04. Auf Ihrer Herbst-
tagung in Bonn hat die Vereini-
gung Demokratische Zahnme-
dizin e.V. (VDZM) die ab 2005 
in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung geltenden Festzuschüs-
se für Zahnersatz im Detail un-
tersucht und kritisiert. Die Fest-
zuschüsse ersetzen die bisherige 
prozentuale Zuschußpraxis, wo-
nach die Krankenkassen mindes-
tens 50 Prozent der Zahnersatz-
kosten abdeckten.

Die Teilnehmer der VDZM-Ver-
anstaltung wiesen die Behaup-
tung der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung (KZBV), 
beim Zahnersatz-Zuschuss in 
2005 ändere sich nur in ganz 
wenigen Fällen etwas, als unzu-
treffend zurück. Zwar erkennt 
die VDZM an, daß bei der Bere-
chung des Festzuschuss-Systems 
das bisherige bundesweite Ge-
samt-Zuschussvolumen der ge-
setzlichen Krankenversicherung 
für Zahnersatz zu Grunde lag 
und insofern zunächst einmal 
erhalten bleibt. Allerdings weist 
der Katalog der 52 neuen Fest-
zuschüsse gleichzeitig eine Fülle 
von medizinisch kaum nachvoll-
ziehbaren Ausschlussregelungen 
auf. Des halb sei abzusehen, so 
die Kritik der VDZM, dass viele 
Leistungen in die Privatbehand-
lung abgedrängt würden und der 
Versicherte in vielen Fällen am 
Ende eine deutlich erhöhte Rech-
nung nach der privaten Gebüh-
renordnung für Zahnärzte (GOZ) 
zu erwarten habe.

Im Einzelnen stellte die VDZM 
fest, dass die Ausschlüsse gerade 
den „Normalbereich“ der Ver-
sorgung wie Brücken und Te-
leskopkronen betreffen, wäh-
renddessen der „Luxusbereich“, 
nämlich Zahnersatz auf Implan-
taten, in Teilen üppig ausgestattet 
wird. Der Versicherte, der sich 
ein privat finanziertes Implantat 
leisten kann, erhält neuerdings 
für die darauf befestigte Krone 

einen Krankenkassenzuschuss. 
Der Zuschuss ist sogar deutlich 
höher als der zu einer Krone auf 
einem natürlichen Zahn. Hier 
vollzieht sich eine Umverteilung 
von den finanziell schlechter zu 
den finanziell besser Gestellten. 
Somit führt man das Argument 
ad absurdum, das neue System 
sei „gerechter“. Nicht zuletzt mit 
dieser Begründung hatte die Bun-
desregierung unter dem Einfluss 
von Funktionären der Zahnärz-
teschaft die Festzuschüsse über-
haupt erst eingeführt.

Konfrontiert mit den neuen Fest-
zuschuss-Regelungen bemerk-
te die VDZM, so „einfach“ und 
„unkompliziert“ wie die Fest-
zuschüsse immer dahingestellt 
wurden, seien sie keineswegs 
anwendbar. Der Wirrwarr von 
„Regelversorgung“, „gleicharti-
ger Versorgung“ und „anders-
artiger Versorgung“ bewirke, 
dass die Intransparenz bei der 
Entscheidung, wie viel ein Pa-
tient zuzahlen muss, erheblich 
zunimmt. 

Geradezu absurd wirkt das gan-
ze, wenn jemand einzelne kleine 
Zahnlücken mit einer einfachen, 
billigeren Modellguss-Klammer-
prothese versorgen lassen möch-
te. Diese Versorgung wählte 
bisher mehr als die Hälfte der 
Versicherten mit vier fehlen-
den Zähnen. Nach dem neuen 
Festzuschuss-System werden 
nun „Brücken-Zuschüsse“ aus-
gelöst und die Prothesen-Versor-
gung als „andersartig“ gewertet. 
Der Versicherte erhält zwar ei-
nen hohen Zuschuss, muss aber 
gleichzeitig eine Rechnung zu 
Privatsätzen (!) begleichen. Das 
wiederum verteuert die Sache; 
und Krankenkasse und Betrof-
fener geben für eine geringer-
wertige Versorgung am Ende 
mehr Geld aus. Verrückter geht 
es wohl kaum.

Die Einschränkung im neu-
en Festzuschusskatalog, dass 
Tele skopkronen als besonders 
schonendes und langlebiges 
Ver ankerungselement von Zahn-
ersatz jetzt nur noch an Eckzäh-
nen oder bei Versicherten mit 
Restzahnbestand von bis zu 
drei Zähnen als Regelversor-
gung gelten, lässt sich aus Sicht 
der VDZM nur als eine drama-
tische Leistungsausgrenzung 
und Zuschussverschlechterung 
bewerten.

Überdies wird die Zuschusshöhe 
zukünftig selbst bei den Regel-
versorgungen nicht mehr exakt 
50 Prozent (mit Bonus bis 65 
Prozent) betragen, sondern im 
Einzelfall nach oben wie nach 
unten abweichen. Dieser Effekt 
kommt zustande, weil sich der 
Festzuschuss eben nur auf die 
„Durchschnittsversorgung“ be-
zieht.

Geändert hat der Gesetzgeber 
auch die Beitragshöhe für die 
Zahnersatzversicherung. Weit-
gehend unbemerkt vollzieht sich 
hier ein historisches Pilotprojekt, 
denn erstmals in der Geschichte 
der Bundesrepublik entlässt ein 
Gesetz die Arbeitgeber aus ih-
rer Beitragspflicht für Teile der 
Krankenversicherung. Die Versi-
cherten dagegen werden ab Juli 
2005 mit verdoppelten Beiträgen 
für ihre Zahnersatz- und auch 
Krankengeldleistungen belastet. 
Die Neuregelung fügt sich naht-
los in die aktuelle Tendenz der 
Gesundheitsreform ein, Kosten 
zu Lasten der privaten Haushalte 
zu verschieben. Auf jeden Fall 
zahlt der Versicherte also ei-
nen höheren Beitrag, und viel-
fach tritt auch noch eine höhere 
Selbst beteiligung an den Kosten 
des Zahnersatzes hinzu.

Kontakt: Dr. med. dent. Burg-
hard Hahn, Pressereferent der 
VDZM, Frankfurt/M, Tel. (069) 
77 29 77, Fax (069) 77 30 91

Die Behaup-
tung der KZBV
(Kassenzahn-
ärztlichen 
Bundesvereini-
gung) „Kaum 
etwas ändert 
sich beim 
Zahnersatz-
Zuschuss“ ist 
irreführend. 
Die VDZM 
kritisiert Re-
gierungspolitik 
und Festzu-
schüsse.

Pressemitteilung der Vereinigung Demokratischer Zahnmedizin (VDZM)

Zahnersatz 2005
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Pressemitteilung
Am Jahresende drohen 
Schadensersatzansprüche 
wegen ärztlicher Behand-
lungsfehler zu verjähren!
Die große Schuldrechtsreform 
führte zum Inkrafttreten wesent-
licher Veränderungen im  Bür-
gerlichen Gesetzbuch (BGB) am 
01.01.2002.

All jene Forderungen, die aus der 
Zeit vor dem 1.1.2002 stammen 
(so genannte „Altforderungen“) 
und für die nicht mehr die frühe-
re Verjährungsfrist von 30 Jahren 
gilt sondern die neue dreijährige 
Verjährung nach § 195 BGB, ver-
jähren zum 1.1.2005.
Dies wirkt sich besonders gravie-
rend auf Schadensersatzforderun-
gen aus ärztlicher Fehlbehandlung 
oder mangelnder Aufklärung vor 
einem ärztlichen Eingriff aus.
Nach dem alten Recht konnte man 
sich mit der Geltendmachung vie-
ler Ansprüche, wie zum Beispiel 
Aufwendungen für notwendige 
Heilbehandlung, Unterhaltsschä-
den, Fahrtkosten, Verdienstausfall, 
Rentenausfall oder Entschädigung 
für Beeinträchtigung in der Haus-
haltsführung rein rechtlich gesehen 
bis zu 30 Jahre Zeit lassen.
Gerade bei Medizinschäden ver-
streichen oft mehrere Jahre bis 
sich die betroffenen Patienten 
durchringen, ihre Rechte geltend 
zu machen. Nicht selten wird nur 
Schmerzensgeld verlangt, weil 
viele Betroffene die breite Palette 
weiterer Schadensersatzansprüche 
nicht kennen. Wenn zum Beispiel 
derzeit hinsichtlich eines solchen 
„Altschadens“ aus der Zeit vor 
2002 noch keine Ansprüche gel-
tend gemacht wurden oder nur 
über Schmerzensgeldansprüche 
mit dem Haftpflichtversicherer des 
Arztes verhandelt oder prozessiert 
wird, dann drohen hohe Entschä-
digungssummen zum Jahresende 
zu verjähren. Deshalb sollten alle 
potentiellen Kunstfehlerfälle aus 
der Zeit vor 2002 rechtzeitig vor 

dem Jahreswechsel in die Hand 
spezialisierter Rechtsanwälte ge-
geben werden, damit diese die 
drohende Verjährung noch ab-
wenden können. 

Pressemitteilung
Kanzlei Putz, Steldinger, Sessel, 

München

Maßgebend für die Honorierung 
ist weiterhin der Streitwert, dem 
eine bestimmte Gebühr zuge-
ordnet ist. Das endgültige Ho-
norar ist dann ein Mehrfaches 
oder ein Teil dieses Betrags – je 
nach Instanz und Schwierigkeit 
des Falles -  und abhängig nach 
der vom Anwalt zu verrichten-
den Tätigkeit.

Beim gerichtlichen Verfahren gilt 
der 1,3fache Satz für die Ver-
fahrensgebühr und der 1,2fache 
Satz für die Termingebühr (für 
Gespräche mit der Gegenseite 
oder dem Sachverständigen). 
Bei einem gütlichen Abschluss 
beträgt die Einigungsgebühr den 
1,5-fachen Satz.
 Die bisher mögliche Beweisge-
bühr wie auch zusätzliche Ge-
bühren für Gespräche zwischen 
gegnerischen Anwälten entfällt 
zwar, dafür wird die Geschäfts-
gebühr mit Sätzen zwischen 0,5 
und 2,5 honoriert.

Beim außergerichtlichen Ver-
fahren ist voraussichtlich in den 
meisten Fällen mit höheren An-
waltskosten zu rechnen. Anwälte 
sollen dadurch stärker bewegt 
werden, eine Einigung ohne Ein-
schaltung des Gerichts zu bevor-
zugen, was als Nebeneffekt zu 
einer Kostenentlastung für den 
Staat führt.
Teurer werden kann es, wenn 
Anwälte nur beraten. Die Erstbe-
ratung kann zwischen dem dem 
0,1 und dem 1,0 fachen Satz lie-
gen, häufig wird Dreiviertel der 
Grundgebühr zugrundegelegt. 
Maximal beträgt sie jedoch 190 
Euro (bisher 180 Euro). 

Ab Juli 2006 werden die Bera-
tungsgebühren für die außerge-
richtliche Beratung ganz freige-
geben, wobei aus Verbraucher-
sicht immer eine schriftliche 
Vereinbarung zwischen Rechts-
anwalt und Ratsuchendem zu 
empfehlen ist.
Neben der Erhöhung der An-
waltsgebühren wurden auch an-
dere Kosten eines Rechtsstreits 
(Gerichtskosten, Mahnverfahren 
und Berufungen) angehoben. 
Auch die Entschädigungen für 
Zeugen, Schöffen, ehrenamtli-
che Richter und Sachverständi-
ge steigen. 
Auch in anderen Rechtsgebie-
ten wird vieles teurer, z.B. die 
Pflichtverteidigung und das 
Strafverfahren.

Die Möglichkeit, sich vom Kos-
tenrisiko mithilfe einer Recht-
schutzversicherung zu schüt-
zen, ist nicht immer gegeben, 
denn ein großer Teil der streit-
fälle (ca. 90% z.B. in Erb- und 
Scheidungsfragen) wird durch ei-
ne Rechtschutzversicherung in 
der Regel nicht abgedeckt.

Tipp:
Ratsuchenden ist zu empfeh-
len, Rechtsanwälte zu bitten, sie 
über die auf sie zukommenden 
Kosten einer Beratung oder Pro-
zessvertretung ausführlich auf-
zuklären. Dies ist Anwälten nun-
mehr mithilfe von bestehenden 
Prozesskostenrechnerprogram-
men auch in schriftlicher Form 
leicht möglich.

Wer mehr über die Kosten wis-
sen will, kann auch einen Pro-
zesskostenrechner im Internet 
bemühen  ( z.B. www.markt-
platz-recht.de, Rubrik RVG)

Edeltraud Paul-Bauer
PatientInnenstelle Bremen

* veröffentlicht im Bundesgesetzblatt Nr. 

21 v. 12.5.2004 BGBl I  GKG: S. 718 ff 

RVG: S. 788 ff.

Seit dem 1.7.04 
gilt das neue 
Rechtsanwalts-
vergütungsge-
setz (RVG*), 
das die seit 
1957 geltende 
Bundesgebüh-
renordnung 
ersetzt. Es soll 
mehr Trans-
parenz und 
Vereinfachung 
bringen. Neben 
Veränderungen 
der Vergütungs-
struktur wur-
den auch die 
Anwaltsgebüh-
ren erhöht, weil 
seit 10 Jahren 
keine Anpas-
sung erfolgt 
sei. Je nach 
Standpunkt der 
Organisationen 
wird der An-
stieg der An-
waltskosten um 
14% bis 20% 
angegeben, in 
manchen Fällen 
soll sogar eine 
Steigerung bis 
um 73% mög-
lich sein. 
So sollen Be-
mühungen um 
außergerichtli-
che Streitbele-
gungen besser 
honoriert wer-
den.

Neue Kostenregelungen für
Rechtsanwälte und Gerichte
ab 1.07.2004

Verjährung von 
Schadenersatz
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che Wohnumfeldgestaltung aus-
gezeichnet. Nun freuen sich wei-
tere 10 Familien auf ihren bal-
digen Einzug.  Im nächsten Jahr 
will die Genossenschaft Frauen-
Wohnen e.G. mit 50 weiteren 
Wohneinheiten beginnen und 
die Möglichkeit der Stellplatz-
reduzierung nutzen.

Für autofreies Wohnen beson-
ders geeignet erscheint die Ach-
se Hauptbahnhof-Laim-Pasing. 
Hier möchte die Initiative „Woh-
nen ohne Auto“ die Gründung 
einer neuen Baugruppe unter-
stützen. Interessant  für autofrei-
es Wohnen ist auch ein Bauvor-
haben an der Welfenstraße in 
Haidhausen.

Die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen sind ganz entschei-
dend für weitere autofreie Pro-

Die „bösen“ Eigenschaften des 
Autoverkehrs kann jeder aufzäh-
len. Weniger bekannt ist, daß die 
Zahlen an Toten und Schwerver-
letzten weltweit Epidemien wie 
AIDS gleichkommen.
Ebenso schlimm ist die „süße 
Versuchung“, statt Wege aus ei-
gener Kraft zurückzulegen, sich 
in die bequemen Sitze fallen zu 
lassen und die Mühsal der Be-
wegung an ein technisches Sys-
tem zu übergeben. Prävention 
durch mehr Bewegung ist dank 
dieses Fort-Schrittes dringender 
denn je.

Autofreies Wohnen stellt eine 
Alternative dar und ermöglicht 
einen anderen Lebensstil.

Die autofreien Projekte in Riem 
erhielten viel Anerkennung und 
wurden für ihre kinderfreundli-

Das Auto ist in 
Großstädten 
erkennbar 
nicht mehr das 
optimale 
Verkehrsmittel.
... die offen-
sichtlichen ge-
sundheitlichen 
Auswirkungen 
von Abgasen, 
Lärm und 
Unfällen, die 
Verhinderung 
von eigener 
Bewegung ins-
besondere bei 
Kindern ...

Gesund leben - autofrei wohnen - was tut sich in München?
jekte, deshalb ist die geplante 
Novellierung der bayerischen 
Bauordnung von besonderer Be-
deutung.  „Wohnen ohne Auto“ 
hat deshalb Experten aus Politik, 
Verwaltung und Wissenschaft zu 
zwei Fachdiskussionen eingela-
den. Die Dokumentationen lie-
gen demnächst als Broschüren 
und auf der Homepage vor.

Informationen bei:
Wohnen ohne Auto c/o VCD
Jägerwirtstr. 3, 
81373 München
Tel. 20 11 898, Fax 20 15 313
kontakt@wohnen-ohne-auto.de
www.wohnen-ohne-auto.de      me,gp

Der nächste Tag gegen Lärm kommt  –  am 20. April 2005
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2005 Lärm zum Thema machen. 
Gern möchte ich auch „leise Dis-
cos“ anregen. 
Auch für die anderen Altersklas-
sen sind schon die ersten Ange-
bote eingetroffen.
Knappe Kassen sind freilich vor-
gegeben, aber schon bisher war 
mit wenig Geld viel Effekt drin.
Noch ist viel Platz für Phantasi-
en und Visionen, für neue Ideen 
und Experimente. Damit die Welt 
sich wieder gut anhört.
Wollen Sie mitmachen?

Koordination: 
Gunhild Preuß-Bayer
tag-gegen-laerm
@gesundheitsladen-muenchen.de

Wir nennen ihn heimlich den 
Tag für die Ruhe und setzen dem 
Lärm das aufmerksame Zuhören 
entgegen.

Kinder und Jugendliche sollen 
im Zentrum der Aufmerksamkeit 
stehen. Ärzte und Lehrer wer-
den im Projekt Medipäd Anfang 

Lärm nimmt 
zu, insbeson-
dere in bisher 
ruhigen Zeiten 
und Orten – 
Lärm wird 
zunehmend als 
Gesundheits-
risiko wahrge-
nommen.
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Nach neueren wissenschaftlichen 
Erkenntnissen sind Kleinkinder, 
die phtalathaltigen Erzeugnissen 
ausgesetzt sind, durchaus gefähr-
det. Die Europäische Kommissi-
on hat daher schon 1999 eine 
Reihe von Vorschlägen gebilligt, 
die die Verwendung von Phtala-
ten in Spielzeug verboten hat.

Kontraste berichtete nun am 
08.07.04, daß nach wie vor phta-
lathaltige Infusionsschläuche in 
deutschen Kliniken verwendet 
werden.
Phtalate werden als Weichma-
cher dem Kunststoff (PVC) zu-
gesetzt. Am häufigsten wird das 
fettlösliche Diethylexylphtalat 
(DEHP) verwendet, welches im 
PVC nicht chemisch gebunden 
ist und besonders mit lipophilen 
Stoffen freigesetzt wird.
Phtalate können Leber, Nieren 
und auch Fortpflanzungsorgane 
schädigen. Der Mensch nimmt 
sie vorwiegend über die Nah-
rung und Umwelt auf. Auf die-
sem Weg gelangen sie in den 
Organismus und wirken auf den 
Hormonhaushalt. Kinder neh-
men größere Mengen aus der 
Umwelt auf, als bisher vermu-
tet wurde. 
Besonders Frühgeborene, die 
auf den Frühgeborenenstatio-
nen mit diversem DEHP- belas-
tetem medizinischen Material 
in besonders intensiven Kontakt 
kommen, sind dieser extremen 
Belastung ausgesetzt.
Der EU-Richtwert bei kleinen 
Kindern beträgt 0,05 Milligramm 
je Kilo Körpergewicht. Von Ex-
perten wird bestätigt, dass die 
DEHP-Zufuhr  der parenteral er-
nährten Säuglinge diesen Wert  
um ein Vielfaches übersteigt.
Wie der Beitrag von Kontraste 
berichtete, sind die Risiken die-
ser Infusionsschläuche in deut-
schen Kliniken kaum bekannt. 
Man habe zwar bemerkt, dass 

Weichmacher  mit der Zeit aus 
den Schläuchen entweichen 
und die Schläuche dann hart 
würden. 
Alternativen gibt es mittlerwei-
le. Ein deutscher Hersteller stellt 
PVC-freie Infusionsgeräte her. 
Die Begründung, DEHP-freie 
Artikel wären in der Anschaf-
fung zu teuer, ist nur bedingt 
haltbar. In Wien hat eine Kin-

derklinik bereits umgestellt. Die 
Anschaffungskosten seien zwar 
höher, aber je mehr Kliniken um-
stellten und je höher die Stück-
zahl wäre, desto billiger wäre 
das neue System. Wichtig wäre 
den Medizinern dieser Kinder-
klinik, daß das Risiko, Frühgebo-
rene mit diesen gesundheitsge-
fährdenden Stoffen zu belasten, 
ausgeschalten wird.
Absurd ist, daß beim zuständigen 
Kommissariat für Unternehmen  
in Brüssel DEHP kein Thema ist. 
Die europäische Kommission hat  
schon vor fünf Jahren entschie-

Altes Thema ....immer noch aktuell??

Kontraste (ARD) berichtete am 8.7.04 über Weichma-
cher (Phtalate) in Infusionsschläuchen 

den, daß Beißringe, Schnuller 
und Spielzeuge kein DEHP ent-
halten dürfen. Medizinproduk-
te für Neugeborene aber schon! 
Für Hiltrud Breyer ( grüne Europa 
-Abgeordnete) ein Skandal. 
Dr. Josef Zündorf vom BfArM 
bestätigte, man habe aus zahl-
reichen Studien und Tierversu-
chen Hinweise erhalten, daß 
DEHP schädigende Wirkung 

haben kann. Allerdings sei die 
Risikobewertung noch nicht ab-
geschlossen. Experten sollen die 
Daten noch weiter analysieren.

Die Ernährungskommission der 
Deutschen Gesellschaft für Kin-
derheilkunde und Jugendmedi-
zin  hingegen empfiehlt im Sin-
ne des vorbeugenden Gesund-
heitsschutzes, die DEHP-Zufuhr 
aus Infusionssystemen soweit als 
möglich zu vermeiden. 

Petra Neisari
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Auf dem Programm standen The-
men wie die Gesundheitsreform, 
Entwicklungen im Transplantati-
onswesen, Patientenrechte am 
Lebensende sowie auch am An-
fang des Lebens, das Arzt-Indus-
trie Verhältnis und die Entwick-
lung des Arzneimittelrechts.

Im Folgenden nun nur kurz ein 
paar inhaltliche Aspekte aus den 
Vorträgen gegriffen, Anja Link 
kommentiert im darauf folgen-
den Teil die Tagung.
Die einzelnen Referate der Vor-
tragenden dieser Tagung, so wur-
de angekündigt, sollen auf der 
web-site der Stiftung Gesundheit 
nachlesbar sein (bis Redaktions-
schluss dieses Rundbriefes war 
das aber noch nicht der Fall).

Begonnen wurde mit einem Bei-
trag des Gesundheitsökonomen 
Prof. Dr. Oberender, Universi-
tät Bayreuth, der prognostizierte, 
dass das Gesundheitswesen in 
Deutschland künftig nur noch 
mit risikoabhängigen Beiträgen 
zur Krankenversicherung überle-
ben wird. Damit würde die Hö-
he des Krankenversicherungsbei-
trags alleine vom Gesundheits-
zustand des Einzelnen abhän-
gen: Kranke zahlen (sehr) viel 
- Gesunde zahlen wenig. Um aus 
seiner Sicht einen Solidargedan-

ken aufrecht zu erhalten, soll ein 
finanziell Bedürftiger ein „Ver-
sicherungsgeld“ – analog zum 
Wohngeld - bekommen.
Auffällig bei der Darstellung von 
diesem Versicherungs-Zukunfts-
modell, was ja in breiten Zügen 
von der FDP übernommen wur-
de, war, dass keinerlei Aufbe-
gehren oder Widerspruch aus 
der Teilnehmerrunde kam.

Eine lebhafte und praxisori-
entierte Präsentation lieferte 
Rechtsanwalt Wolfgang Putz, 
München, bei seinem Stecken-
pferdthema  „Patientenrechte 
am Ende des Lebens“. Er be-
richtete engagiert über die all-
tägliche Praxis in Krankenhäu-
sern und Pflegeheimen, gab eine 
Begriffsbestimmung im Wirrwarr 
der Begrifflichkeiten von aktiver 
und passiver Sterbehilfe, Sterbe-
begleitung etc...  sowie deren 
Konkretisierung und rechtlicher 
Einordnung , und beschrieb die 
stattfindenden politischen Dis-
kussionen um die Patienten-
verfügung. Als Verfechter der 
unbedingten Anerkennung des 
schriftlich fixierten Patientenwil-
lens, kritisierte er aufs schärfs-
te das Ansinnen der Enquete-
Kommission, die Anerkennung 
der Patientenverfügung auf den 
unmittelbar bevorstehenden Tod 

Der jährliche 
Medizinrechts-
tag - eine 
gemeinsame 
Tagung von 
Medizinrecht-
Anwälten und 
Medizinern 
- fand in Nürn-
berg statt. 
Knapp 90 
Teilnehmende 
(vorwiegend 
Rechtsanwälte 
und Ärzte) 
sollten sich 
austauschen, 
fortbilden und 
sich an der 
gemeinsamen 
Entwicklung 
von Erkennt-
nissen beteili-
gen können.  
Teilnehmende 
waren auch 
Anja Link (Pa-
tientenstelle 
Nürnberg) 
und Adelheid 
Schulte-Bo-
cholt (Pati-
entenstelle 
München).

5. Deutscher Medizin-Rechts-Ehtik-Tag 
der Stiftung Gesundheit (17. -18.09.2004)

zu beschränken. 
In der sich an seinen Vortrag 
anschließenden, schlecht mode-
rierten und ergebnislosen Podi-
umsdiskussion wurde wieder ein-
mal deutlich, wie emotionsgela-
den das Thema Sterben, Sterben 
lassen und Sterbehilfe auch in 
Fachkreisen behandelt wird. Es 
zeigte sich auch, wie schnell es 
zu Missverständnissen und Über-
interpretationen kommt. 

Der Licht-Blick der Tagung und 
ein Teil, der tatsächlich auch für 
uns fortbildend war, war der Bei-
trag von Rechtsanwalt Herbert 
Wartensleben, Stolberg, der die 
„Entwicklung des Arzneimittel-
rechts von Contergan bis Lipo-
bay“ umriss.
Er beschrieb anschaulich den 
Werdegang des Arzneimittel-
gesetzes von 1961 bis jetzt, das 
seit dem 6. August 2004 in sei-
ner 12. Novelle in Kraft ist. 
Als Auslöser für eine breite 
Diskussion rund um die Fra-
ge: „Wann ist ein Medikament 
schädlich?“ gab Wartensleben 
das Contergan-Strafverfahren an, 
das somit auch Mitauslöser der 
Regelungsaktivitäten wurde. 
In seinen Ausführungen widmete 
er sich u.a. den Fragen:
Was ist ein bestimmungsgemä-
ßer/ was ein bestimmungswid-

Kommentar 
Eine Gänsehaut und glatte Angst 
um die künftige Definition der 
sozialen Gerechtigkeit in unse-
rem Lande kommt auf, wenn 
mensch erfährt dass die Refe-
renten des Medizin- und Ethik-
Fachtages in beratender Funk-
tion von Parteivorsitzenden mit 
an der politischen Weichenstel-
lung tätig sind. So das Einstiegs-
referat von Dr. Peter Oberender 
(Wirtschaftstheoretiker) – Zuhö-
rerInnen gelegentlich das Gefühl 
gebend, sich auf einem FDP-Par-
teitag verirrt zu haben – der im 
Resümee ein Plädoyer für mehr 

Eigenverantwortung und somit 
für eine Individualisierung von 
Problemen einsteht. Dieser Te-
nor zog sich mit zwei Ausnah-
men in den Referaten durch. 
Den Focus auf das vermeintlich 
„finanzielle Desaster“ gerichtet, 
ließen die Referenten die Praxis 
und für viele Menschen bittere 
Realitäten gänzlich außer Acht. 
Die Verschuldung müsse gelöst 
werden, „Einzelschicksale“ sind 
und bleiben, ginge es nach den 
Referenten, dann eben bedauer-
lich und meist wohl selbst ver-
schuldet.

Hatte man als Teilnehmer der 
Tagung auf ethische Diskussio-
nen und konstruktiven Auseinan-
dersetzungen gehofft, so konnte 
man die Juristen-Versammlung 
desillusioniert verlassen. Den-
noch gab es Einblicke in das 
komplizierte Konstrukt an juris-
tischen Stolpersteinen und Ver-
knotungen, in dem wir verstrickt 
sind. Dementsprechend blieben 
Diskussionen um Präimplanta-
tionsdiagnostik und Patienten-
verfügungen, Euthanasie etc. 
im Juristensumpf stecken. Fern 
von jedem Alltag in Kliniken und 
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riger Gebrauch von Arzneimit-
teln? Was ist ein naheliegender 
Fehlgebrauch?  Die Antworten 
seien heute alle durch die Recht-
sprechung geregelt und standar-
disiert. 
Er beschäftigte sich mit den Fra-
gen: Was ist ein vertretbares Ri-
siko? Wie muss die Produktinfo 
aussehen? Wie sieht es aus mit 
der Informationspflicht der Phar-
maindustrie gegenüber Ärzten 
und Patienten? 
Er ging ein auf den heute be-
stehenden Tatbestand der Ge-
fährdungshaftung im Arzneimit-
telrecht (AMG) und dem Aus-
kunftsanspruch von Patienten 
(im neuen § 84 a AMG) über 
Wirkungen, Neben- und Wech-
selwirkungen, bekannt geworde-
ne Verdachtsfälle. 
Sollte dieser Beitrag irgendwann 
auf der web-site der Stiftung Ge-
sundheit (www.stiftung-gesund-
heit.de) nachzulesen sein, kann 
ich ihn wirklich empfehlen.

Adelheid Schulte-Bocholt

Schicksalen von Eltern, Angehöri-
gen und Pflegenden. Eine einsei-
tig juristisch geführte Diskussion, 
die Ethik, Alltag und die Kom-
plexität von Problemen sträflich 
vernachlässigte, von der ich mir 
durchaus höheres Diskussions-
Niveau erwartet hatte. Was ich 
mir allerdings auch gleich hät-
te denken können: auf der Liste 
der RednerInnen fehlten Leidtra-
gende und im Gesundheitswe-
sen Tätige!

Anja Link
PatientInnenstelle Nürnberg

Die Jahreshauptversammlung des VDÄÄ 
fand dieses Jahr wieder in Gelnhausen vom 
5. bis 7. November statt. 

Freitagabend referierte Dr. Winfried Beck, 
Vorstandsmitglied des VDÄÄ, bis vor einem 
Jahr 1. Vorsitzender des Vereins, zum Thema 
„Arzt und Folter“. Er zeigte in seinem Referat 
sehr eindrucksvoll auf, was das Besondere  
ist, wenn sich gerade Ärzte an Folter be-
teiligen. Ärzte müssen in ihrer tagtäglichen 
Arbeit bei vielen medizinischen Handlun-
gen Grenzen überschreiten, um Patienten 
helfen zu können.

Am Samstag referierten zum Thema „Ärzt-
liches Handeln unter ökonomischen Zwän-
gen“ Prof. Jens, Uwe Niehoff (Sozialmedizi-
ner, Berlin), Dr. Jürgen Bausch (langjähri-
ger Vorsitzender der KV Hessen und Kin-
derarzt) und Dr. Winfried Beck. Zentraler 
Punkt in der anschließende Diskussion 
war, in wieweit die Entscheidungsfreiheit 
der Ärzte in ihrer täglichen Arbeit bei der 
Patientenversorgung durch die ökonomi-
schen Zwänge eingeschränkt wird. In Ein-
zelfällen empfinden eine Reihe von Ärzten, 
dass sie wegen ökonomischer Zwänge den 
Patienten nicht mehr die notwendige me-
dizinische Versorgung zukommen lassen 
können. Alle waren sich darin einig, dass 
dies zum gegenwärtigen Zeitpunkt, wo noch 
genügend Geld im System ist, es sich eher 
um das Problem der „Über-, Fehl oder Un-
tersorgung“ handelt. Außerdem wurde  fest-
gestellt, dass Ärztliche Therapiefreiheit nicht 
bedeutet, dass  jeder machen darf, was ihm 
beliebt, sondern dass es dringend erforder-
lich ist, sich an die vorgegebenen Therapie-
standards bzw. Leitlinien zu halten.

Herbert Weisbrod-Frey von Verdi referierte 
über die Bürgerversicherung, die von Seiten 
der Gewerkschaften für die zukünftige Fi-
nanzierungsform der Gesetzlichen Kranken-
versicherung gefordert wird und erteilte dem 
Modell Kopfpauschale, wie von der CDU 
vorgeschlagen, eine eindeutige Absage.

Am Nachmittag referierten Michael Wel-
ler (AOK- Bundesvorstand), Dr. Peter 
Scholze Vorstandmitglied des VDÄÄ und 
des Münchner Gesundheitsladens) und Dr. 
Thomas Rupprecht (Vorstandsmitglied des 
VDÄÄ) zu 10 Monate GMG. Michael Weller 
stellte die Auswirkung aus politischer Sicht 

Bericht von der Jahreshauptversammlung des 

Vereins Demokratischer Ärztinnen und Ärzte (VDÄÄ)
und aus der Sicht der Krankenkassen dar. Er 
berichtete, dass die Kassen die Mitgliedsbei-
träge noch nicht gesenkt haben, weil sie erst 
ihre Schulden abtragen müssen. Dr. Scholze 
hat mit seinem Beitrag, „der VDÄÄ grün-
det ein medizinisches Versorgungszentrum 
(MVZ)“  in humoristischer aber zugleich sehr 
realistischen Weise aufgezeigt, welche Vor-
teile und Nachteile sich bei der Einführung 
von MVZs ergeben. Dr. Rupprecht kritisier-
te, dass die im GMG eingeführten Instru-
mente zur Qualitätssicherung bei weitem 
nicht ausreichend sind, die Qualität in der 
medizinischen Versorgung zu verbessern 
und dass z.B. die Fortbildungspflicht, wie 
dies mit den Fortbildungspunkten einge-
führt wurde, nicht die Anforderungen erfüllt, 

die man heutzutage an eine qualifizierte 
Fortbildung stellt. Der VDÄÄ wird sich 
eigens im nächsten Jahr mit dem Ge-
samtkomplex „Qualitätssicherung in 
der Medizin“ beschäftigen.

Am Samstagabend haben die HOT 
DOCS, Mediziner Kabarett  München, 

mit Dr. Ingeborg Oster, Dr. Claudia Ritter-
Rupp und Dr. Günther Sothmann in beein-
druckender Weise realsatirisch die wirkli-
chen Sorgen und Nöte der Ärztinnen und 
Ärzte sowie der Patienten vorgeführt. 

Auf der Mitgliederversammlung am Sonn-
tag, auf der dieses Jahr keine Wahlen an-
standen, wurde neben dem Rechenschafts-
berecht Anträge zu Ergebnisqualität, IGEL, 
Altersdiskriminierung   und   Erhaltung des 
Arbeitssicherheitsgesetzes verabschiedet. 
Die Anträge zur Bürgerversicherung und 
zur KV wurden an den Vorstand überwie-
sen. Die Anträge können auf der Homepa-
ge des VDÄÄ (www.vdaeae.de) eingesehen 
werden.

Dr. Gerhard Schwarzkopf-Steinhauser 
(stellv. Vorsitzender VDÄÄ und 
Vorstandsmitglied im GL)
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Der Rundbrief der BAGP er-
scheint seit Mitte 2002 ein-
mal im Quartal.
Als Organ der BAGP-Mitglie-
der greift er inhaltlich jeweils 
aktuelle Themen auf.
Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der PatientInnenstellen 
und -initiativen will regelmä-
ßig wichtige gesundheitspoli-
tische Aspekte aus der Sicht 
von PatientInnen darlegen 
und kommentieren. Uns ist 
es wichtig, sowohl mit der 
Fachöffentlichkeit als auch 
den BürgerInnen unsere Po-
sitionen zu diskutieren.

Aus Kostengründen wird ab 
der Ausgabe 2/04 nur noch 
eine einseitige Zusammenfas-
sung der vierseitigen Version 
im GL-Rundbrief beigelegt.

Interessierte können den 
BAGP-Rundbrief in gedruck-
ter Version oder als Acrobat-
PDF-Datei online abonnie-
ren.
Die lasergedruckte Versi-
on ist gegen eine Schutz-
gebühr von 5 Euro jährlich 
bei der Geschäftsstelle der 
BAGP erhältlich. Die On-
line-Version ist kostenlos 
und kann per e-mail (abo-
rb@patientenstellen.de) mit 
dem Betreff subscribe be-
stellt werden.
Alternativ können Sie nach 
Bedarf den jeweils aktuel-
len BAGP-Rundbrief sowie 
alle erschienenen Ausga-
ben selbst aus dem Internet 
holen. 

Was ist im ersten Jahr geschafft worden? 
Was sind die nächsten Ziele? 
Und lohnt sich die Beteiligung im gemeinsamen 
Bundesaus schuss überhaupt? 
Auf diese und weitere Fragen wird der Rundbrief in die-
ser und den folgenden Ausgaben Antworten finden. Den 
Auftakt macht die folgende Darstellung von Frau Storf  
(BAGP) als eine der im gemeinsamen Bundesausschuss 
vertretenden Patientenvertreterin. Sie gibt einen kurzen 
Überblick über die Erfahrungen des ersten Jahres. In der 
nächsten Ausgabe schließt sich ein umfassendes Resümee 
an, Erfahrungsberichte aus den einzelnen Unterausschüs-
sen folgen..

Ein Jahr PatientInnen-
beteiligung im gemeinsamen 
Bundesausschuss

Das erste Jahr der Beteiligung der 
PatientenvertreterInnen im Ge-
meinsamen Bundesausschuss war 
zunächst einmal geprägt durch die 
Einarbeitung in die vorhandenen, 
bislang wenig bekannten Struk-
turen des Bundesausschusses. 
Gleichzeitig mußten die nach SGB 
V §140 benannten Patientenorga-
nisationen auch interne Struktu-
ren aufbauen, bislang bestanden 
unter diesen Organisationen nur 
tendenzielle Kooperationen. Der 
im §140 geforderte Anspruch nach 
einvernehmlichen Absprachen un-
ter den PatientenvertreterInnen 
setzt eine intensive Diskussion 
untereinander voraus.
Der nächste Kraftakt bestand da-
rin, die fünf Spruchkörper und die  
zahlreichen themenspezifischen  
Unterausschüsse und Arbeitsgrup-
pen des gemeinsamen Bundesaus-
schusses mit VertreterInnen aus 
den Patientenorganisationen zu 
besetzen. Die Spruchkörper tagen 
monatlich, die Unterausschüsse 
je nach Bedarf bis zu einmal wö-
chentlich. 
Diese rein ehrenamtlich ausge-
führte Arbeit war für Patienten-
vertreterInnen neu und stellt einen 
teilweise erheblichen Zeitaufwand 
dar. Die Erarbeitung der Themen-
schwerpunkte, die im Gemeinsa-

men Bundesausschuss aktuell be-
arbeitet werden, mußten sondiert 
und aus Patientensicht bewertet 
werden. 
Die meisten der genannten Vor-
aussetzungen für eine professio-
nelle, kontinuierliche Beteiligung 
sind inzwischen gewährleistet. 
Damit ist der Anfang für eine kon-
struktive Beteiligung geschaffen. 
Es bleiben aber noch sehr vie-
le Aufgaben zu bewältigen und 
viele Mißverhältnisse zu ändern. 
So entspricht das Kräfteverhältnis 
zwischen PatientInnenvertretern 
auf der einen und der Krankenkas-
sen- bzw. Ärztevertreter auf der 
anderen Seite nach wie vor dem 
von David und Goliath. Patien-
tenvertreterinnen arbeiten ehren-
amtlich, bekommen nicht einmal 
eine Aufwandsentschädigung und 
außer Reisekosten keinerlei finan-
zielle Unterstützung.
Auch dem Apparat der anderen 
VertreterInnen haben die Patien-
tInnenvertreter nicht ansatzwei-
se vergleichbares entgegenzu-
setzen.

Fortsetzung in der Online-
Version.
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So bewerten wir:
nix
na ja
geht so
gut
super

Rezensionen

Werner Bartens
Lexikon der Medizin-Irrtü-
mer, Vorurteile, Halbwahr-
heiten, fragwürdige Behand-
lungen
Eichborn-Verlag Frankfurt 
2004, 347 S., ISBN 3-8218-
3922-8
Der Mediziner und Journalist 
Werner Bartens hat die po-
pulärsten Irrtümer der Medi-
zin gesammelt. Verursachen 
Handys Krebs? Ist Schwit-
zen gesund? Sterben Mana-
ger häufiger an Herzinfarkt? 
Wer so was schon immer ge-
nauer wissen wollte und den 
Gerüchten nicht glaubt, son-
dern selbst nachlesen will, 
was es mit all diesen medi-
zinischen Erkenntnissen auf 
sich hat, findet hier ein unter-
haltsames Buch. Beim Lesen 
kommt auch deswegen keine 
Langeweile auf, weil Bartens 
eine gute Mischung zwischen 
ernsten Themen und humor-
vollen Weisheiten gefunden 
hat.

Dr. Hans Josef Kullmann, 
Rolf Bischoff, Dr. Wolf-Die-
ter Dressler, Burkhard Pauge 
(Hrsg.)
Arzthaftpflicht-Rechtspre-
chung (AHRS) Teil II - Ent-
scheidungen ab 1.1.1993
Erich-Schmidt-Verlag 2004, 
7068 S., 5 Ordner Loseblatt-
sammlung, ISBN: 3-503-
03982-1
Die umfangreiche Sammlung 
zum Thema Arzthaftpflicht in 
der Rechtssprechung bildet 
eine solide Grundlage für 
Fachleute und Institutionen, 
die sich mit dem Thema be-
schäftigen.
Neben den höchstrichterli-
chen Entscheidungen wer-
den auch schwer zugängli-
che Entscheidungen der un-
teren Instanzen, soweit sie 
rechtskräftig geworden sind, 
aufgenommen. Die Samm-
lung gliedert sich in die Be-
reiche Haftungsgrundlagen, 
Haftungstatbestände, Der 
Arzthaftpflichtprozess, Der 
Patient und seine Kranken-
unterlagen. Das ausführli-
che Stichwortverzeichnis 
macht die Urteilssammlung 
gut handhabbar.
Die Loseblattsammlung ist 
unumstritten das Referenz-
werk im Bereich der Arzt-
haftung. Uneingeschränkt 
empfehlenswert!

Stefan Ackermann
Qualitätsmanagement in 
kleinen Einrichtungen nach 
dem GAB-Verfahren
Gesellschaft für Ausbildungs-
forschung und Berufsentwick-
lung, München 2003, 182 S., 
ISBN 3-00-012179-X
Mit dieser Publikation ist 
endlich die Lücke geschlos-
sen und ein Buch auf dem 
Markt, das gerade für klei-
ne Einrichtungen Anregun-
gen zum Qualitätsmanage-
ment bietet. Die meisten 
Veröffentlichungen zu QM-
Systemen wie ISO DIN/EN/
ISO 9001:2000, EFQM und 
TQM setzen eine Betriebs-
größe voraus, die bei kleinen 
Einrichtungen nicht gegeben 
ist. Somit sind auch die dort 
beschriebenen Instrumente 
nur teilweise nutzbar. Ganz 
anders dieses Buch: Am Bei-
spiel von Einrichtungen der 
Jugend-, Alten- und Behin-
dertenhilfe werden praxis-
nah Elemente des Qualitäts-
managements vorgestellt, die 
dem strukturellen Charakter 
von kleinen Einrichtungen 
(knapp bemessene Zeitbud-
gets der MitarbeiterInnen mit 
geringer Arbeitsteilung und 
hoher Arbeitsbelastung) ge-
recht werden.
Ein wichtiges Buch, das sich  
von den sonstigen Publikatio-
nen zu dem Thema abhebt.

Eberhard Göpel, Viola Schu-
bert-Lehnhardt (Hrsg.)
Gesundheit gemeinsam ge-
stalten 2, Kommunale Ge-
sundheitsförderung
Mabuse-Verlag, Frankfurt 
2004, 260 S., ISBN 3-935964-
61-7

Die AutorInnen dieses Buches 
plädieren für eine Wiederbe-
lebung des Kommunalen in 
Deutschland. Das Buch gibt 
viele Anregungen zur Umset-
zung von gesundheitsfördern-
den Maßnahmen auf kommu-
naler Ebene.ku
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Thomas Rice 
Stichwort:  Gesundheitsöko-
nomie - Eine kritische Ausei-
nandersetzung
KomPart Verlag Bonn 2004, 
356 S., ISBN 3-9806621-5-2
Bürgerversicherung, Kopf-
pauschale, Private Kranken-
kassen, Solidarsystem... wer 
hat sie nicht gehört, die meist-
gebrauchten Schlagwörter in 
der Gesundheitsdebatte. Und 
jede/r postuliert für sich ge-
rechter, sozialer und nicht 
zuletzt wirtschaftlicher zu 
sein.
Um letzteres geht es in dem 
für die trockene Materie er-
staunlich flüssig geschriebe-
nen Buch von Th. Rice. Un-
terlegt mit vielen Statistiken 
behandelt er die verschiede-
nen Grundregeln der Öko-
nomie wie z.B. Wettbewerb 
und Angebotstheorie, und 
vergleicht sie mit den realen 
Ergebnissen im Gesundheits-
wesen. 
So widerlegt er beispielsweise 
die gern verwendete Theorie, 
dass, wer versichert ist, zu oft 
zum Arzt geht, ebenso wie 
die wirtschafts-liberale An-
nahme, dass jeder schon sel-
ber wisse, was gut für ihn sei 
und jeder staatliche Eingriff 
per se abzulehnen sei. 
Wer sich nicht scheut, sich 
auf ein bisschen komplizier-
tere Diagramme einzulassen, 
für den ist dieses Werk eine 
absolute Fundgrube!
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Das Letzte

Ein indisches Ehepaar kommt mit 
der Green-Card nach Deutsch-
land. Die Ehepartner müssen 
sich beide privat krankenversi-
chern.
Die Frau wird in Deutschland 
schwanger. Bei den Vorsorgeun-
tersuchungen wird festgestellt, 
dass die werdende Mutter u.U. 
ein Epilepsierisiko trägt, das an 
das Kind weitergegeben wer-
den kann, wenn keine entspre-
chenden Vorsichtsmaßnahmen 
getroffen werden. Zur weiteren 
Abklärung des Risikos werden 
medizinische Untersuchungen 
durchgeführt. Die werdende 
Mutter reicht die Rechnungen 
über die Untersuchungen bei 
der Krankenkasse ein.
Diese kündigt ihr den Vertrag mit 

der Begründung, sie habe eine 
Vorerkrankung (die vermutete 
Epilepsie) bei Vertragsabschluß 
nicht angegeben.
Die werdende Mutter aber wuss-
te bis zum Datum der Vorsorge-
untersuchung hier in Deutsch-
land gar nichts von ihrem Epilep-
sierisiko. Somit hat sie nicht be-
wusst eine Vorerkrankung beim 
Abschluss der privaten Kranken-
versicherung verschwiegen, ei-
ne Kündigung durch die private 
Krankenversicherung ist recht-
lich nicht zulässig.
Doch was bleibt dem Ehepaar, 
das sich nur bedingt deutsch ver-
ständigen kann, das das deut-
sche Rechtssystem nicht kennt 
und v.a. nicht weiß, wie sie sich 
gegen solch eine willkürliche Be-

Inder und Kinder – und die private Krankenversicherung
Ein Fall aus München

handlung durch die private Kran-
kenversicherung wehren kann?
Das Paar hatte keine Ahnung, 
dass es zusätzlich zur Kranken-
versicherung am besten noch 
eine Rechtsschutzversicherung 
hätte abschließen sollen, um  
sich vor der Krankenversiche-
rung schützen zu können...

Wir sagen dazu: 100 Punkte 
und eine Waschmaschine für 
die MitarbeiterInnen der priva-
ten Krankenkasse, damit sie sich 
nach der vorzeitigen Heimreise 
des Ehepaares einer Gehirnwä-
sche unterziehen und ihre letz-
ten Gewissenbisse fortspülen 
können!

Emmeram Raßhofer

Nachdem die Stelle von Claudia 
Schlund in der ersten Jahreshälf-
te leider wegfiel und Claudia die 
Arbeit zunächst auf ehrenamt-
licher Basis weiterführte, konn-
te dann doch noch ein Minijob 
eingerichtet werden. Das Geld 
hierfür kam teils vom Initiativ-
topf der Stadt Nürnberg und 
teilweise vom Förderverein der 
Patientenstelle Nürnberg. An-
lässlich der steigenden Anfragen 
zu der neuen Gesetzgebung im 
Gesundheitswesen wollten wir 
eine „Hotline zur Gesundheits-
reform“ einrichten. Angesichts 
der enormen Ratlosigkeit und 
Verwirrung die die Gesund-
heitsreform mit sich brachte, 
hatten wir deutlich mehr An-
fragen und die Gelder für die 
Hotline kamen mehr als gele-
gen. Während zu Beginn des 
Jahres sich viele Fragen darauf 
bezogen, was sich nun konkret 
für die Patienten geändert hat, 
kamen ab dem zweiten Quartal 
des Jahres immer mehr Ratsu-
chende in unsere Patientenstel-
le, bei denen es zu Problemen 
mit der Umsetzung der neuen 
Regelungen kam. 

So stehen immer noch viele 
Patientinnen und Patienten vor 
der Frage, ob Sie nun als chro-
nisch krank eingestuft werden 
oder nicht. Hier sind gelegent-
lich behandelnder Arzt und zu-
ständige Krankenkasse nicht ei-
ner Meinung.
Im Vergleich zum vorigen Jahr 
hatten wir 2004 sehr viel mehr 
Anfragen, bei denen es um pri-
vate Rechnungen und Schwie-
rigkeiten damit ging.  Ratsuchen-
de kamen zu uns mit Rechnun-
gen über Vorsorgeuntersuchen, 
über „IGeL“-Leistungen und mit 
Zahnarztrechnungen. Diesen 
verstärkten Trend zur Privatisie-
rung im Gesundheitswesen neh-
men wir mit großer Besorgnis 
zur Kenntnis und vermuten, dass 
die Gesundheitsreform hier Tü-
ren weiter geöffnet hat und Ein-
kommensschwache, in der Rela-
tion betrachtet, stärker finanziell 
belastet werden. In der Beratung 
erleben wir häufig, dass Men-
schen mit einem sehr geringen 
Einkommen sich eine ärztliche 
Versorgung im letzten Quartal 
nicht mehr leisten können! Aus 
diesen Nöten heraus formierte 

sich in Nürnberg ein neuer Ar-
beitskreis. Teilnehmende sind 
Institutionen der Drogen- und 
Aidshilfe, Beratungsstellen für 
psychisch Kranke, sowie die 
Patientenstelle. Gemeinsam 
sollen schnell umsetzbare Lö-
sungen gefunden werden, die 
PatientInnen den Zugang zur 
gesundheitlichen Versorgung 
wieder erleichtern können. Beim 
letzten Treffen gab es ein offe-
nes Gespräch mit einem Ver-
treter der AOK Mittelfranken, 
bei dem wir Gelegenheit hat-
ten, Sorgen und Nöte aus der 
Praxis auszusprechen.
Was uns das nächste Jahr brin-
gen wird, wissen wir freilich 
nicht. Doch an Ideen und Zie-
len fehlt es uns nicht.  Im Januar 
wollen wir eine Veranstaltung 
anbieten, die rund um die neu-
en Regelungen zum Zahnersatz 
informieren soll. Näheres über 
diese geplante Veranstaltung 
stand bei Redaktionsschluss 
noch nicht fest, ist aber bei uns 
telefonisch zu erfragen.

Anja Link

Kommt Zeit, kommt Rat… Nürnberg 
aktuell
Jahresbilanz 
und Zukunfts-
visionen
„Business as 
usual“, so 
könnte der-
zeitig der Be-
trieb in der 
Patientenstel-
le Nürnberg 
beschrieben 
werden. Hin-
ter die Kulis-
sen geblickt 
wird aber 
deutlich, wel-
che Bemü-
hungen dahin-
ter stecken: 
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„Im klinikum-computa 
ged a kommastei faloan
da weansase moang wundan bei hois/nasn und oan“
(Aus: „damerl“ von der neuen sparifankal-cd 
„dahoam is wo andas“)
24 Jahre hat es gedauert. Aber jetzt ist es soweit. Eine 
neue Platte von Sparifankal, den Urvätern des Bayern-
rock und des Münchner undergrounds. Sehr bluesig ist 
sie geworden und wer auf Gitarren-Rock steht, wird 
hier voll bedient. Die Sechserkombo spielt mit vier Gi-
tarristen, auf einem Stück gesellt sich sogar noch ein 
fünfter dazu. 
Die Platte ist vielseitig und bietet von Balladenartigem 
über Rockblues bis hin zu bairischen Mythen ein brei-
tes Repertoire. Bissige Kritik (z.B. an jodelnder neuer 
Volksmusik), Männerfrust (mit den Frauen natürlich), 
Politrock und Nachdenkliches für alle, die bairisch mö-
gen und immer noch lieber echte Instrumente anhören 
als Computerklänge. Sozusagen irgendwie konservativ, 
aber auch ganz modern: Aufnahmetechnisch ist sie auf 
hohem Niveau. Es gibt sogar einen „hidden track“, ein 
zusätzliches Lied, das am Ende der CD ohne Hinweis 
darauf als Zuckerl daherkommt. 
Peter Friemelt

Quer Quer Quer

QUER


